





Das verdrängte Vorbild: 
Zur Gründung der naturwissenschaftlich- 
biologischen Universität in Gießen 1957*
Hochschule aus angewandten biologischen Fä-
chern und den Naturwissenschaften. Ihr neues 
Merkmal war die Bildung eines wissenschaft-
lichen Schwerpunktes. Darum hatte das Land 
ihr zunächst noch die Bezeichnung „Universi-
tät“ verweigert, darunter hatte man sich nur 
die Universitas litterarum, so Minister Stein, 
vorstellen können.2 Die neue Hochschule führte 
1950 die beiden 1946 wiedereröffneten Fakul-
täten für Landwirtschaft und Veterinärmedizin 
als Fächer der angewandten Biologie fort, inte-
grierte die Medizin, freilich ohne Vorklinik, und 
fügte die naturwissenschaftliche Fakultät hin-
zu. Diese sollte, so wurde ausdrücklich vom Ge-
setzgeber gefordert, einen engen Forschungs-
zusammenhang zu den angewandten biolo-
gischen Fächern stiften. Ebenfalls nach dem 
Modell Technischer Hochschulen wurde eine 
sog. Allgemeine Abteilung geschaffen. Deren 
Aufgabe war es, „dem Studierenden die Werte 
der Wissenschaft und Kultur zu vermitteln, de-
ren er als Akademiker über sein Fachwissen hi-
naus bedarf und ihn zugleich in seiner sittlichen 
und sozialen Lebensauffassung zu festigen.“3
In den frühen 50er Jahren drängten die Gie-
ßener auf einen weiteren, dritten Ausbau-
schritt zur – wie es hieß – Abrundung ihres wis-
senschaftlichen Schwerpunktes. Ziel war, einen 
für die Bundesrepublik Deutschland innova-
tiven Universitätstypus zu schaffen – ein Typus, 
wie er sich im Zuge der Herausbildung einer Ar-
beitsteilung von nationalen Universitätssyste-
men außerhalb Deutschlands längst hatte eta-
blieren können.4 1957 war es dann soweit: Die 
Justus-Liebig-Universität war entstanden und 
beanspruchte, auch aus Sicht des Landes, ein 
Vorbild für die weitere bundesdeutsche Univer-
sitätsentwicklung5 abzugeben.
Der Weg, den es hier seit 1950 zurückzulegen 
galt, soll uns nun im Wesentlichen beschäf-
tigen. Abschließend sei ein Ausblick auf die 
Einleitung
1. Die bisherigen Vorträge dieser Vorlesungsrei-
he hatten sich der Frage gewidmet, wie aus 
den buchstäblichen Ruinen der Ludwigs-Uni-
versität in einem ersten Schritt 1946 die Hoch-
schule für Bodenkultur und Veterinärmedizin, 
und in einem zweiten Schritt 1950 die Ju-
stus-Liebig-Hochschule in Gießen als eine Spe-
zial-Hochschule entstanden waren. 1946 wa-
ren es sehr konkrete gesellschaftliche Not- und 
Bedarfslagen der Nachkriegszeit, die Sicherung 
von Ernährung und Volksgesundheit, die zur 
Einrichtung der neuen Hochschule geführt hat-
ten. Sie galt als eine „Rumpf-Hochschule“ 
(Rektor Hungerland), der ein speziﬁsch wissen-
schaftsgeleitetes und hochschulpolitisches 
Konzept erkennbar fehlte.
Dass die Ludwigs-Universität nicht mehr re-
stauriert werden würde, damit hatte man sich 
alsbald in Gießen abgefunden; an ihre Stelle 
sollte darum eine Universität neuen Typs treten: 
die naturwissenschaftlich-biologisch orientierte 
Universität.1 Das Ministerium hatte dazu Vor-
schläge aus Gießen aufgegriffen. Analog dem 
Typus Technischer Hochschulen mit ihren ange-
wandten Ingenieur- und den der Grundlagen-
forschung verpﬂichteten Naturwissenschaften 
schuf das Land 1950 mit der Justus-Lie-
big-Hochschule eine Art biologisch-technischer 
* Wiedergabe des um Anmerkungen ergänzten und überar- 
beiteten Vortragstextes mit dem Titel „Spezial-Hochschule? 
Nein: Gießen soll Reform-Universität werden! Zum Kampf ge-
gen den ‚Schandparagraphen‘ zwischen 1950 und 1957“ im 
Rahmen der Vorlesungsreihe des Präsidenten der Justus-Lieb-
ig-Universität „1946 – Neubeginn in schwieriger Zeit“, gehalten 
am 27. Juni 2016 in der Universitäts-Aula. – Der Verfasser dankt 
Frau Dr. Felschow für viele informative und äußerst sachkundige 
Gespräche, ohne deren stetige Unterstützung der Vortrag nicht 
hätte entstehen können, ebenso wie Herrn Trautmann, beide 
Universitätsarchiv der JLU.
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60er Jahre gewagt. 1964 war es nämlich, nach-
dem die Hochschule für Erziehung 1961 an die 
Universität angegliedert, 1966 schließlich inte-
griert und damit die gesamte Lehramtsausbil-
dung zur Aufgabe der Universität gemacht 
worden war, durch eine Gesetzesnovelle zu 
einem weiteren Fächer-Ausbau der Universität 
in Philosophie sowie Recht und Wirtschaft ge-
kommen. Dieser Entwicklung waren vorausge-
gangen der Sputnik-Schock von 1957, der im 
Kontext der Systemkonkurrenz zwischen Ost 
und West auch in Deutschland das Bewusstsein 
für einen umfassenderen wissenschaftlichen 
Nachholbedarf geschaffen hatte; einhergegan-
gen war damit eine Akademisierungsdynamik 
im Berufsleben, die sich mit der Forderung 
nach Bildungsgerechtigkeit verbunden hatte – 
all dies fand seinen Ausdruck und Niederschlag 
auch in der Gießener Universitätsentwicklung.
2. Die folgenden Betrachtungen widmen sich 
der Analyse und Diskussion um die gesetzlich 
geschaffenen Ermöglichungsstrukturen für 
Forschung und Lehre. Sie berücksichtigen hier-
bei die institutionelle Seite. Sie geht von der 
Hochschule/Universität als Sozialkörper in Gie-
ßen aus und fragt, wie sie agiert hat und wie 
sie strukturiert und ausgestaltet wurde. Ande-
rerseits nimmt sie die als umweltbezogen apo-
strophierte Dimension in den Blick, welche in 
erster Linie das staatliche Handeln des Landes 
Hessen als institutionellen Träger und Schöpfer 
dieses Sozialkörpers begreifen lässt, gelegent-
lich bezieht sie auch Aktivitäten von Stadt und 
Wissenschaftsorganisationen ein. Hingegen 
kann die fachwissenschaftliche Dimension, also 
das, was die Hochschule/Universität an Leistun-
gen in Forschung und Lehre hervorbrachte, 
hier nicht behandelt werden.
Unserem Thema wollen wir uns in folgenden 
Schritten nähern:
Zunächst ist es sinnvoll, die wesentlichen Er-
gebnisse der Vorgeschichte des Gesetzes von 
1957, also der Entwicklung nach dem 2. Welt-
krieg bis zum Gesetz von 1950 (I), sodann die 
praktische Umsetzung des Gesetzes von 1950 
(II) zu rekonstruieren – beides soll helfen, die Li-
nien der Entwicklung fassen zu können. So-
dann widmen wir uns der Entstehung und dem 
Ergebnis der Novelle von 1957 (III), an das sich 
ein vorläuﬁges Fazit sowie ein Ausblick auf die 
60er Jahre anschließt (IV).
I. Gießen bleibt Hochschulstandort 
im vergrößerten Landeshochschulsystem 
und wird Spezial-Hochschule
1. Die Universität Gießen war aus ihrer jahrhun-
dertelangen privilegierten Stellung, die einzige 
Landesuniversität in Hessen-Darmstadt zu ver-
körpern, brutal herausgeschleudert worden. 
Sie war in einen neuen politisch-administra-
tiven Rahmen gestellt.
Eine derartige In-Frage-Stellung hatte sich be-
reits in der Zeit des Nationalsozialismus abge-
zeichnet. Die Universität war dort Teil und Ele-
ment des Hochschulsystems des Deutschen 
Reiches geworden.6 Seit 1933 hatte sie sich be-
reits fortlaufend einer Schließungsdebatte aus-
gesetzt gesehen. Gießens Rolle im Hochschul-
system des Deutschen Reiches war buchstäb-
lich „fragwürdig“ geworden, nämlich welche 
Rolle sie in einem neuen politischen Bezugsrah-
men spielen könnte und sollte. Nach Auﬂösung 
der Länder 1933 stellte sich alsbald auch der 
neue staatliche Träger der Gießener Universität, 
das Reich, diese Frage vor allem angesichts der 
Nachbarschaft zu den ehemals preußischen 
Universitäten in Marburg und Frankfurt. Ja, im 
Zuge von Planungen zu einer universitären 
Neugründung in Trier hatte die nationalsozialis-
tische Regierung in Berlin gar eine Schließung 
Gießens erwogen.7
Nach Ende des Zweiten Weltkrieges fand sich 
Gießen wiederum in einem neuen politischen 
Bezugsrahmen, und zwar im neu gebildeten 
Land (Groß-)Hessen wieder. Ihre frühere Rolle 
als einzige Landesuniversität blieb ihr weiterhin 
versagt und erscheint auf unabsehbare Zeit 
auch verloren zu sein. Das neugebildete Land 
hatte es von nun an mit drei gleichartigen Uni-
versitäten in Frankfurt, Marburg und Gießen zu 
tun. Sie waren allesamt mit dem überkom-
menen klassischen Fächerkanon und allen üb-
lichen Wissenschaftsdisziplinen ausgestaltet. 
Die besondere Situation für das neu gebildete 
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2. Der letzte Nachkriegsrektor der Ludwigs-Uni-
versität, der Physiker Karl Bechert, hatte früh 
schon im September 1945 auf einen sehr kon-
kreten, dringenden gesellschaftlichen Bedarf 
hingewiesen, nämlich Ernährung und Volksge-
sundheit zu sichern.10 Darum solle man in je-
dem Falle die landwirtschaftliche und veterinär-
medizinische Fakultät weiter betreiben. Die 
Veterinärmedizin sei außerdem auch für die 
von den westlichen Alliierten besetzten Zonen 
relevant – sie war nur an ganz wenigen Stand-
orten überhaupt vertreten und hatte einen Ver-
sorgungs- und Beratungsauftrag, der weit über 
Hessen hinausreichte. Damit lag eine tragfä-
hige Begründung für die prinzipielle Aufrecht-
erhaltung des Hochschulstandortes Gießen vor. 
Zwei besonders wichtige Disziplinen aufrecht 
zu erhalten, berücksichtigte zum einen vitale 
Landesinteressen im Nachkriegsdeutschland. 
Hessen bestand außerdem darin, alleine drei 
von fünfzehn in den Westzonen vorhandenen 
Universitäten unterhalten zu müssen; die TH 
Darmstadt kam dann noch dazu. Es kann des-
halb nicht überraschen, dass sich die Landesre-
gierung intensiv mit der Rolle der einzelnen 
Universitäten im neu entstandenen hessischen 
Hochschulsystem auseinandersetzen musste. 
Dabei konnte das Land mit bedenken, dass in 
der französischen Besatzungszone die Wie-
dererrichtung der Mainzer Universität als Vollu-
niversität bevorstand.8
Betrachtet man diese neue politische Konstel-
lation und nimmt hinzu, dass das neugebildete 
Land mit Marburg eine praktisch unzerstörte 
Universität vorfand, hingegen die Universität 
Frankfurt, die Technische Hochschule Darm-
stadt wie auch die Gießener Universität 
schwerste Kriegszerstörungen aufwiesen – 
Gießen war zu 53 % zerstört9 –, so ist nach-
vollziehbar, dass das Land mit der Situation in 
Gießen neu umgehen musste. Darmstadt als 
Technische Hochschule war im Interesse des 
Landes ebenso aufzubauen wie die Universität 
Frankfurt als die einzige südhessische Universi-
tät. Marburg als intakte und besonders for-
schungsstark geltende Universität für Nord-
hessen konnte sich ebenso seiner Existenz si-
cher sein.
Für Gießen stellten sich hingegen völlig neue 
Fragen: Das Land musste seinen Bedarf an die-
sem Standort aus der Perspektive der Gestal-
tung seines neu konstellierten Landeshoch-
schulsystems klären. Der aus der Ludwigs-Uni-
versität überkommene Sozialkörper in Gießen 
musste sich neu erﬁnden und dem Land seine 
neue Rolle in diesem Landeshochschulsystem 
verständlich zu machen suchen.
Dieser Befund macht übrigens klar, dass die oft 
geäußerte Vermutung, die Ludwigs-Universität 
sei wegen ihrer Verstrickung in das nationalso-
zialistische System gewissermaßen abgestraft 
worden, nicht zutrifft. Nicht zuletzt die Schlie-
ßungspläne in der NS-Zeit sind ein Hinweis da-
rauf. Worin die Rolle einer weiteren klassischen 
Universität hätte bestehen sollen, war eben im 
neuen (Groß-)Hessen nach Kriegsende nicht 
ohne weiteres einsichtig und diskussionsbe-
dürftig geworden.
Prof. Karl Bechert (Physik)
(Foto: Bildarchiv von Universitätsbibliothek 
und Universitätsarchiv Gießen)
GI-Uniblaetter_2017.indb   97 20.07.17   08:55
0097_5987200 - 07/20/2017 11:33:38
98
Zum anderen trug dies auch dem engen ﬁnan-
ziellen Rahmen für das neue hessische Hoch-
schulsystem Rechnung. Die seinerzeit aus der 
neuen hessischen Hochschulszene massiv vor-
getragenen Forderungen, insbesondere der TH 
Darmstadt und der Universität Marburg, Gie-
ßen zu schließen, waren dagegen ausschließ-
lich von ihrem puren Eigeninteresse getragen. 
Gießen als Konkurrenten um die knappen Lan-
desmittel auszuschließen, so die TH Darm-
stadt, bzw. mittels einer Verlagerung der Diszi-
plinen zugunsten Marburgs auszubauen, hat-
ten zu wenig die Interessen des Landes im Blick 
und waren darum nicht von Erfolg gekrönt.11
Ihr selbstbezügliches Verhalten sollte ihnen 
letztlich später schaden, sie wurden aus den 
beiden Gesetzgebungsprozessen 1950 und 
1957 zu ihrem allergrößten Ärger herausge-
halten und ihre Bitte um eine parlamentarische 
Anhörung zum Gesetzesentwurf abgeschla-
gen.12
Im Oktober 1945 hatte die landwirtschaftliche 
Fakultät ihre Haut zunächst jedoch in einer an-
deren Richtung zu retten gesucht: Der spätere 
Rektor Rolfes ventilierte die Möglichkeit einer 
Aufnahme in Marburg.13 Kurator und Rektor 
der Marburger Universität nahmen diesen Ball 
ﬂugs auf und schlugen dem Land gar eine Fu-
sion mit der Gießener Universität am Standort 
Marburg vor – beides blieb erfolglos und Gie-
ßen damit der Verlust des Hochschulstandortes 
erspart. Gießen hatte sein Alleinstellungsmerk-
mal mit den beiden Fächern, die das Land er-
halten wollte, gerettet.14 Die Weiterführung 
der Landwirtschaft und der Veterinärmedizin in 
Gießen waren kostengünstiger, in Marburg 
wäre ein Neuaufbau das Land sicher teurer zu 
stehen gekommen, als es die baulichen Wie-
derherstellungskosten in Gießen waren.15
Außerdem kam man damit auch politischen 
Forderungen aus Stadt und Kreis Gießen so 
weit wie aus Landessicht vertretbar entgegen. 
Die Militärregierung erteilte der Wiedereröff-
nung der beiden Fakultäten am 25. Mai 1946 
dann auch ihren Segen, obwohl sie zuvor aus-
drücklich der Landesregierung zur „Liquidati-
on“ der gesamten Ludwigs-Universität – wie 
sie meinte – im wohlverstandenen Landesinte-
resse geraten hatte.16 Die „Hochschule für Bo-
denkultur und Veterinärmedizin“ ging damit in 
Betrieb. Sie erhielt einen eigenen Haushaltstitel 
und stand als Nukleus für einen künftigen 
Hochschulausbau bereit.
Parallel dazu betrieb das Land die Abwicklung 
aller geschlossen gebliebenen Teile der Lud-
wigs-Universität. Sie richtete hierfür ein eigen-
ständiges Haushaltskapitel ein.17 Bemerkens-
werterweise befand sich in diesem Kapitel auch 
die frühere Hochschulmedizin: Denn das Land 
wollte sich ihrer entledigen und war deshalb 
daran interessiert gewesen, die Klinik nach 
Schließung der Medizin-Fakultät der Stadt Gie-
ßen zu übergeben – was diese jedoch ablehnte. 
Das Land Hessen musste den Betrieb weiter-
führen, um die Krankenversorgung im Raum 
Gießen sicherzustellen.
Die bisherige Universitätsmedizin wandelte das 
Land fortan in eine Akademie um, etatisierte 
sie einige Jahre aber nur in dem für die Abwick-
lung der Ludwigs-Universität vorgesehenen 
Haushaltskapitel.18 Lag darin ein symbolkräf-
tiges Zeichen des Landes für seinen Willen zur 
Preisgabe der Universitätsmedizin am Standort 
Gießen, so setzten die Gießener Hochschulme-
diziner dem ihren entschiedenen Überlebens-
willen entgegen. Sie arbeiteten zwar in einer 
selbständigen Akademie, also außerhalb der 
Hochschule für Bodenkultur und Veterinärme-
dizin. Die in der Akademie tätigen Wissen-
schaftler waren neben der Krankenversor-
gungsaufgabe aber auch in der Weiterbildung 
wie auch forschend tätig. Ja, die Akademie wi-
ckelte sogar nach Schließung der Medizinfakul-
tät Promotionsverfahren ab.
Der Behauptungswille ging also so weit zu be-
urkunden, dass die geschlossene medizinische 
Fakultät und die „ins Grab gelegte Lud-
wigs-Universität“ weiter Rechtsakte vollzogen 
haben. Dass dies ein Akt der Fürsorge gegen-
über dem medizinischen Nachwuchs nach 
1945 war, dessen Promotionsprojekte noch ab-
zuschließen, die vor Schließung der medizi-
nischen Fakultät begonnen worden waren, 
mag das aus juristischer Sicht fragwürdige Vor-
gehen rechtfertigen. Dass Professor Wagenseil, 
den wir auf der Urkunde genannt sehen, kon-
tinuierlich und ohne jedes Bedenken die Be-
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Promotionsurkunde der Medizinischen Fakultät für Helga Kurz vom 25. September 1948.
(Foto: Universitätsarchiv Gießen)
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zeichnung Dekan trotz Fehlens einer medizi-
nischen Fakultät weiterführte, demonstriert 
vielleicht am stärksten den unbedingten Willen 
zur Selbstbehauptung der Gießener Universi-
täts-Mediziner. Er konnte sich dafür freilich seit 
1948 vom festen Willen der politischen Par-
teien im Landtag getragen sehen. CDU wie 
auch KPD hatten 1948 eine Gesetzesinitiative 
zur Integration der Akademie in die Hochschu-
le in den Landtag eingebracht.19 Minister Stein 
hatte dem Landtag zugesagt, diesen Antrag in 
die bereits eingeleiteten Planungen für ein 
neues Gesetz einzubeziehen.20 Und 1948 hatte 
auch die amerikanische Militärregierung kon-
zediert, dass die Akademie wenigstens die kli-
nische Studienphase anbieten, also eine hoch-
schulische Aufgabe erfüllen durfte. Sie aner-
kannte das Interesse der Akademie an der Re-
krutierung ihres ärztlichen Nachwuchses und li-
mitierte von diesem Bedarf aus die Aufnahme-
kapazität. Darum schrieb sie dem Land noch 
ausdrücklich ins Stammbuch: „Um es zu wie-
derholen: Die Akademie ist nicht eine Fakultät 
und es wird nichts geduldet werden, was ihr 
die Eigenschaft einer Fakultät gibt.“21 Wagen-
seil ließ auch das unangefochten und rühmte 
sich weiter, Dekan einer Medizinischen Fakultät 
in Gießen zu sein.
3. Mit dem Gesetz von 1950 zur Errichtung der 
Justus-Liebig-Hochschule gelang Hessen nun 
ein erster Schritt zur Herausbildung einer wis-
senschaftlichen Schwerpunkten gewidmeten 
Reformuniversität. Im Mittelpunkt standen na-
turgemäß der weitere Ausbau der beiden Kern-
fakultäten Landwirtschaft und Veterinärmedi-
zin.
Wie bereits 1948 vom Landtag vorgegeben, 
wurde die Medizinische Akademie samt ihrer 
Krankenversorgungsaufgabe in die Hochschule 
integriert. Sie erhielt die Aufgabe zu forschen, 
den wissenschaftlichen Nachwuchs zu fördern, 
also zur Promotion und Habilitation zu führen, 
sowie die Studierenden klinisch auszubilden, 
freilich durch den geschilderten Numerus clau-
sus für Studienplätze beschränkt: Die Zulas-
sung zum klinischen Studium blieb nämlich an 
die Stellensituation einer anschließenden Be-
schäftigung im Klinikum und damit an deren 
Personalentwicklungsbedarf gekoppelt.22 An 
die Einführung eines vorklinischen Studiums 
trauten sich die Gießener wegen der Vorbe-
halte der Regierung noch nicht heran. Wiesba-
den hielt einstweilen daran fest, dass die Mili-
tärbehörden hierzu auch wegen einer befürch-
teten „Mediziner-Schwemme“ ihre Zustim-
mung nicht erteilen würden.23
Die Wiederaufrichtung einer Naturwissen-
schaftlichen Fakultät war aus strategischer 
Sicht das Herzstück des angestrebten universi-
tären Reformtypus.
Der Physiker Wilhelm Hanle hatte bereits 1947 
in ihr ein Wesenselement des neuen Typus als 
naturwissenschaftlich-biologisch orientierter 
Hochschule ausgemacht!24 So wie Liebig im 
19. Jahrhundert als Chemiker zu wesentlichen 
Innovationen von Landwirtschaft und Medizin 
habe beitragen können, so seien die anderen 
Naturwissenschaften im 20. Jahrhundert und 
hier insbesondere die Physik in der Lage, die Fä-
cher der angewandten Biologien durch ihre 
Prof. Wilhelm Hanle (Physik)
(Foto: Bildarchiv von Universitätsbibliothek 
und Universitätsarchiv Gießen)
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Grundlagenforschung zu besonderen Innovati-
onen zu befähigen.
Dem Modell der Technischen Hochschulen 
folgte das Land auch noch in einer weiteren 
Hinsicht. Es schuf eine sog. Allgemeine Abtei-
lung und wies ihr die Aufgabe zu, „dem Stu-
dierenden die Werte der Wissenschaft und Kul-
tur zu vermitteln, deren er über sein Fachwis-
sen hinaus bedarf, und ihn zugleich in seiner 
sittlichen sozialen Lebensauffassung zu festi-
gen.“25 Die sonstigen Aufgaben der Fakul-
täten, insbesondere das Recht zu promovieren, 
wurden der Abteilung allerdings vorenthalten. 
Für deren Wissenschaftler lag darin ein gravie-
rendes Manko und wurde von ihnen als bittere 
Benachteiligung empfunden.
Die Gießener Hochschule, vom Ministerium zur 
Vorlage eines Gesetzentwurfs ermuntert, for-
derte nun den Universitätsrang zu erhalten und 
als juristische Körperschaft mit weitgehenden 
Selbstverwaltungsrechten ausgestattet zu wer-
den. Darauf gingen Minister Stein und die Lan-
desregierung indessen nicht ein. Sie hielten an 
der Hochschule als einer „Einrichtung des Lan-
des“, wie dies auch schon die Ludwigs-Univer-
sität gewesen sei, fest. Stein betonte die Fi-
nanzverantwortung und Trägerschaft des Lan-
des und die sich daraus ergebende Verpﬂich-
tung, für das Handeln dieser Landeseinrichtung 
gegenüber dem demokratisch gewählten Par-
lament einstehen und es verantworten zu kön-
nen.26 Gewiss hatte auch eine Rolle gespielt, 
dass Stein dem Erneuerungswillen der Universi-
täten nach Ende des Krieges und des NS-Regi-
mes, insbesondere der Professorenschaft, stark 
misstraute, wie er in einer Landtags-Rede 1947 
hatte erkennen lassen.27 Stein hatte stattdes-
sen auf die demokratische Gestaltungsmacht 
des Gesetzgebers einerseits und der dem Parla-
ment verpﬂichteten Exekutive für sein etatisti-
sches Hochschulverwaltungskonzept anderer-
seits gesetzt. War das Konzept Steins dem 
Geist des demokratischen Verfassungsstaates 
verpﬂichtet, wollten seine Kritiker an dem aus 
der konstitutionellen Monarchie des 19. Jahr-
hunderts stammendem Modell festhalten, wo-
nach es nicht Sache der Parlamente, sondern 
der Regierungsexekutive sei, Universitäten ein-
zurichten und politisch zu führen. Im Übrigen 
setzte Stein für die innere Erneuerung der 
Hochschulen nach deren Niedergang im Natio-
nalsozialismus primär auf die Beteiligung von 
Nachwuchswissenschaftlern und Studierenden 
in den Gremien der Hochschule.
Stein hielt im Gesetz auch an der Trennung von 
überkommener, sachlich eng bemessener aka-
demischer Verwaltung und der unmittelbar 
dem Staat unterworfenen Allgemeinen Hoch-
schul-Verwaltung fest; dessen Spitze, das Kura-
torium, war den Weisungen des Ministeriums 
ebenso unterworfen wie dies für den die lau-
fende Verwaltung Sorge tragenden Kanzler 
galt. Diese erstmals per Gesetz bestimmte Zu-
ständigkeitsverteilung fand den erbittertsten 
Protest der anderen hessischen Universitäten.28
Ihnen lag daran zu verhindern, dass das Kon-
zept kein Präjudiz auch für sie schaffe und die 
Perspektive für den Ausbau universitärer Selbst-
verwaltung offengehalten würde. Die oppositi-
onelle Fraktion der FDP schwang sich zu ihren 
Wortführern im Landtag auf – eine breite 
Mehrheit dort ließ sich davon nicht beeindru-
cken und gab dem Konzept Steins ihren Segen.
Was den Universitätsstatus anbelangt, hatten 
die Verantwortlichen aus Gießen zwar stets be-
teuert, keine Volluniversität anzustreben. Die 
drei Fakultäten waren nämlich auch keines-
wegs bereit, sich einer weiteren Konkurrenz 
mit geisteswissenschaftlichen Fakultäten um 
die knappen Landesmittel auszusetzen. So die 
mehrfachen Versicherungen aus Gießen ge-
genüber Wiesbaden.29 Die Landesregierung 
ließ sich mit derartigen Argumenten nicht be-
schwichtigen. Minister Stein etwa hatte mit 
dem Begriff der Universität die „Universitas lit-
terarum“ und damit die Vorstellung einer klas-
sischen, sogenannten Volluniversität verbun-
den. Von der neu gegründeten Hochschule 
rühmte Stein im Landtag zwar, sie könne we-
gen ihres Aufbaus und ihrer Gliederung „wohl 
als kompletteste medizinisch-naturwissen-
schaftliche Hochschule bezeichnet werden, die 
die Bundesrepublik besitzt“.30 Aber sie ent-
sprach schließlich „nur“ dem Modell einer 
technischen Hochschule – unbeschadet der 
Tatsache, dass diesen wie auch der Gießener 
Hochschule das Recht der Graduierung zu-
stand. Wie man sieht, war das Recht der Gra-
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duierung seinerzeit nur notwendige, aber nicht 
hinreichende Bedingung für den Universitäts-
begriff. Dass in Gießen der neue Typus einer 
Reformuniversität mit einem besonderen wis-
senschaftlichen Schwerpunkt herangewachsen 
war, konnte man sich 1950 weithin und auch 
in Wiesbaden noch nicht vorstellen. Darum 
lehnte die Landesregierung die Bezeichnung 
Universität damals ab – und ließ sich auch nicht 
davon beeindrucken, dass Berlin Ende der 40er 
Jahre seine ehemalige Technische Hochschule 
in „Technische Universität“ umbenannt hatte. 
Weiteren Ansprüchen der Gießener nach 
einem Ausbau ihrer Hochschule, der den Cha-
rakter der neuen Einrichtung transzendieren 
und in Richtung Volluniversität abzielen könnte, 
schob die Landesregierung mit der Bestim-
mung des § 3 Abs. 2 bewusst und unmissver-
ständlich einen gesetzlichen Riegel vor – von 
den Gießenern drastisch als Schandparagraph31
verketzert: Danach bestimmte sich „der Um-
fang der naturwissenschaftlichen Fakultät … 
nach den Erfordernissen der landwirtschaft-
lichen Fakultät und veterinärmedizinischen Fa-
kultät“ – eine aus Sicht der Naturwissenschaft-
ler sie kränkende und nie akzeptierte Bestim-
mung. Ihr galt fortan auch der erbitterte 
Kampf.
II. Der steinige Weg zum Gesetz über  
die Justus-Liebig-Universität Gießen  
von 1957
1. Das Gesetz von 1950, das erste Hochschul-
gesetz hessischer Geschichte und zugleich 
eines deutschen Flächenstaates, bot eine gesi-
cherte Grundlage für die Arbeit der neu ent-
standenen Hochschule. Die Gießener trieben 
von da an alsbald den weiteren Ausbau zu ei-
ner, wie Gießener Verantwortliche gelegentlich 
auch formulierten, „Biologischen Universität“ 
oder „Universitas der biologischen Wissen-
schaften“ voran.32 Die Fächer der angewandten 
Biologien Medizin, Veterinärmedizin, Landwirt-
schaft bildeten gewissermaßen als ihre Legiti-
mitätskerne die strategischen Pfeiler der neuen 
Hochschule. Die naturwissenschaftlichen Diszi-
plinen mit ihren Potentialen an Grundlagenfor-
schung gesellten sich, dem Leitbild und Na-
menspatron der neuen Hochschule Liebigs ver-
pﬂichtet, hinzu. All dies bot eine solide Basis für 
die weitere Entwicklung. Markenzeichen der 
neuen Hochschule, auch gesetzlich verankert, 
sollte die enge, heute würde man sagen, inter-
disziplinäre Zusammenarbeit der Wissenschaft-
ler in einer darauf abgestimmten Organisati-
onsstruktur für die Forschung sein.
2. War die Hochschule 1950 insgesamt mit 46 
Professuren (inklusive Medizin, 36 Ordinariate, 
1 Stiftungsprofessur, 9 Extraordinariate) ausge-
stattet, so wuchs sie bis 1956/57 auf insgesamt 
53 Professuren an (41 Ordinariate, 1 Stiftungs-
professur, 11 Extraordinariate).33 Der Ausbau 
der Fakultäten und der Allgemeinen Abteilung 
kann hier nicht ausführlich behandelt werden, 
nur so viel sei zur Entwicklung im Einzelnen ge-
sagt:
Besondere Bedeutung kam 1956 der Besetzung 
der in der Medizin verankerten ernährungs- 
wissenschaftlichen Professur mit Hans-Dietrich 
Cremer und der Gründung des Instituts für Er-
nährungswissenschaft zu – das erste seiner Art 
in der Bundesrepublik Deutschland. In ihm spie-
gelte sich modellhaft die fachliche Differenzie-
rung und interdisziplinäre Organisation wider. 
Im Institut wirkten nämlich Tiermediziner, Tier- 
und Pﬂanzenzüchter sowie Mediziner, insbe-
sondere Physiologen, bei der Erforschung der 
menschlichen Ernährung zusammen.34 Hans 
Glathe übernahm die wichtige Professur für 
landwirtschaftliche Mikrobiologie und trat an 
die Spitze eines ähnlich gegliederten Instituts 
für Mikrobiologie.35
Die Naturwissenschaftliche Fakultät sah sich 
bereits 1950, und noch bevor sie sich auf ihre 
Weiterentwicklung konstruktiv zubewegen 
konnte, mit den Folgen des sog. Schandpara-
graphen36 konfrontiert. Die Berufung des Phy-
sikers Erwin Schopper auf das Extraordinariat 
für Experimentalphysik war gescheitert.37 Die 
Fakultät machte hierfür das Verhalten des Mini-
steriums mitverantwortlich. In einem ersten 
Schreiben an Schopper vom 11. Juli 1950 hatte 
es den Anschein erweckt, § 3 Abs. 2 setze je-
dem einzelnen Naturwissenschaftler einen 
Rahmen für seine Forschungsarbeit, diese sei 
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auf die „Erfordernisse“ der landwirtschaft-
lichen und veterinärmedizinischen Fakultäten 
begrenzt. Auf den Protest der Gießener Hoch-
schule hin korrigierte sich das Ministerium. Es 
stellte in einem zweiten Schreiben vom 26. Au-
gust 1950 an Prof. Schopper klar, die gesetz-
liche Vorschrift binde nicht das Handeln des 
einzelnen Wissenschaftlers, sondern begrenze 
die Planungsaufgabe von Land und Hochschule 
sowie ihrer zuständigen Organe. Diese Klarstel-
lung kam für die Berufung indes zu spät, 
Schopper hatte sich für einen Verbleib in Stutt-
gart entschieden.
Um den weiteren Ausbau der Fakultät zu errei-
chen, nahmen die Physiker alsbald den Kontakt 
zum Bund auf, und zwar zu dem sog. „Amt 
Blank“, aus dem in den 50er Jahren das Atom-
ministerium hervorgehen sollte. Ziel war die 
Einrichtung einer Professur für Strahlenphysik 
als Nukleus für das später in Gießen errichtete 
Strahlenzentrum. Die Naturwissenschaften er-
kämpften sich außerdem 1951 die Aufgabe 
der gymnasialen Lehrerausbildung; diese war 
ihnen durch eine Prüfungsordnung für das wis-
senschaftliche Lehramt an höheren Schulen im 
Land Hessen aus dem Jahr 1949 verweigert 
worden.38 Die Übernahme dieser Aufgabe ver-
sprach nicht nur den Zuwachs von Studieren-
den, sondern auch einen Schutz vor deren Ab-
wanderung in höheren Semestern an benach-
barte hessische Universitäten. Die Aussicht auf 
eine verbesserte Kapazitätsauslastung sollte 
das Fach konsolidieren helfen.
Dies ließ übrigens erstmalig nach dem Krieg die 
besondere strategische Bedeutung der Lehr-
amtsausbildung für die Hochschul- und Univer-
sitätsentwicklung aufscheinen, nämlich ihr Bei-
trag zur Kapazitätsausschöpfung der in den be-
teiligten Fakultäten vorhandenen Professuren. 
Auf dieses Pferd setzten fortan auch die Vertre-
ter der Allgemeinen Abteilung. Sie forderten 
die Gymnasiallehrerausbildung auch für die 
geisteswissenschaftlichen Fächer,39 angetrie-
ben vom Ziel ihres Aufstiegs zur Philosophi-
schen Fakultät, scheiterten aber noch eine gan-
ze Weile, und zwar bis in die 60er Jahre damit.
Zu Jahresbeginn 1951 geriet der Hochschul-
standort Gießen unversehens in den Blickpunkt 
als möglicher Standort für eine sog. „Ostdeut-
sche Universität“.40 Landsmannschaften der 
Heimatvertriebenen, an ihrer Spitze die schle-
sische Landsmannschaft, hatten sich auch nach 
Gießen gewandt. Gießens Oberbürgermeister 
setzte sich sogleich und vehement gegenüber 
dem hessischen Ministerpräsidenten für ihre 
Einrichtung in Gießen ein: dessen zentrale Lage 
spreche ebenso dafür wie der Umstand, dass 
Gießen eine lange Universitätstradition besitze, 
gegenwärtig aber keine Volluniversität habe.41
Das Kultusministerium zeigte jedoch kein Inte-
resse. Das galt auch für die Verantwortlichen 
der Gießener Hochschule, man halte den Vor-
schlag, so schrieb man im Juni 1951 an das Mi-
nisterium, „für unzweckmäßig, auch wenn 
Mittel dafür vorhanden sein sollten“.42 Auch 
ein zweiter Anlauf dazu Ende 1952 schei-
terte.43 Zwar standen der neue Rektor v. Bo-
guslawski und der Senat nunmehr dem Projekt 
aufgeschlossen gegenüber. Wiesbaden, wegen 
der möglichen ﬁnanziellen Folgen weiterhin 
skeptisch, stimmte aber dennoch Gesprächen 
mit dem Bund zu. Im Januar 1953 bekundeten 
die Bundesministerien für Gesamtdeutsche Fra-
gen und für Finanzen sowie Vertreter des Bun-
destags-Ausschusses für Vertriebene in einem 
Gespräch zwar ihr freundliches Interesse an 
dem Projekt. Sie machten aber geltend, der 
Bund müsse die Kulturhoheit der Länder re-
spektieren, was im Klartext hieß: in keine Bun-
desﬁnanzierung einzusteigen. Damit scheiterte 
das Projekt endgültig, zu einem hochschulpoli-
tischen Kurswechsel und zu einer das bisherige 
ﬁnanzielle Engagement übersteigenden An-
strengung für den Hochschulstandort Gießen 
war Wiesbaden eben nicht bereit.
Die Geisteswissenschaftler der Allgemeinen Ab-
teilung um den Germanisten Ludwig Schmitt 
sahen nun ihre Stunde gekommen und betrie-
ben mit einer Denkschrift „Zur Frage der Ab-
rundung der Justus-Liebig-Hochschule“ den 
Aufbau einer neuen Fakultät für Kultur- und 
Wirtschaftswissenschaften mit einem ostwis-
senschaftlichen Schwerpunkt. Ein hochschul-
weites Osteuropa-Institut sollte die einschlä-
gigen Forschungen in den Fakultäten koordi-
nieren. Das Ministerium griff den skizzierten 
Ausbau der Allgemeinen Abteilung zwar so 
nicht auf: Minister Hennig begrüßte freilich im 
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Mai 1954 die Idee eines Instituts für deutsche 
Ostforschung, Gießen solle sich allerdings auf 
die Behandlung der Gießener Spezialthemen in 
den Agrarwissenschaften konzentrieren.44 Im 
August 1955 entstand so das Zentrum für kon-
tinentale Agrar- und Wirtschaftsforschung. 
Sein Proﬁl hob sich von anderen vergleichbaren 
Einrichtungen in Deutschland mit ihrer vorran-
gig historischen und wirtschaftlichen Schwer-
punktsetzung ab. Es zeichnete sich durch einen 
breiteren interdisziplinären Verbund mit insge-
samt sieben Sektionen aus, darum wurde es 
auch keiner Fakultät, sondern als zentrale Ein-
richtung Rektor und Senat direkt zugeordnet. 
Bemerkenswerterweise waren es nicht die Ver-
treter der biologisch ausgerichteten Kernfä-
cher, sondern die Geisteswissenschaftler, die 
die Gründung des Institutes vorangetrieben 
hatten. Dass die Kernfächer der Hochschule 
schließlich ins Spiel und zur Geltung kamen, 
war ministerieller Korrektur zu verdanken. Die-
ser Schwenk brachte schließlich die Geschichts-
wissenschaft in eine Führungsposition für den 
späteren Ausbau der Geisteswissenschaften: 
Der Germanist Schmitt verließ 1955 Gießen 
und war nach Marburg gewechselt, sein Nach-
folger, der Germanist Greiner, war zwar 1955 
nach Gießen gekommen, aber bereits 1959 
verstorben; der Osteuropa-Historiker Herbert 
Ludat, 1956 nach Gießen berufen, war darum 
als Mitglied und Leiter des neuen Osteuro-
pa-Zentrums sowie als Mitglied sowohl der 
neuen Naturwissenschaftlich-Philosophischen 
wie auch der Landwirtschaftlichen Fakultät in 
der Lage, den Aufbau der Geschichtswissen-
schaften maßgeblich voranzutreiben, und ver-
stand es, für die Berufungspolitik der Geistes-
wissenschaften insgesamt sein Netzwerk prä-
gend zu nutzen.45
Ab Mitte der 50er Jahre widmeten sich die Pla-
nungen für die Abrundung der neuen Hoch-
schule intensiver der Entwicklung der Studie-
rendenzahlen. Denn überraschenderweise hat-
te die neue Hochschule an Attraktivität verlo-
ren, und dies stand ganz im Gegensatz zum 
Bundestrend: Bundesweit war die Gesamtzahl 
der Studierenden von 1950 mit rund 79.700 
auf mehr als 85.900 im Jahr 1955/56, insge-
samt um mehr als 6.000, also 7,5 %, gestie-
gen.46 In Gießen waren sie vom Sommer 1950 
mit 1053 Studierenden (ohne Gasthörer) konti-
nuierlich bis zum Wintersemester 1955/56 auf 
796 Studierende um mehr als 250, also mehr 
als 25 %, abgesunken – und dies trotz des Aus- 
und Aufbaus der Naturwissenschaften samt 
gymnasialer Lehrerausbildung.47
Darum sann man in Gießen darauf, die nach 
dem Krieg auch in Deutschland aufblühende 
Betriebswirtschaftslehre einzurichten. Die 
Hochschule bot hierzu dem Ministerium an, die 
in der landwirtschaftlichen Fakultät bestehen-
den wirtschaftswissenschaftlichen Professuren 
in eine solche Fakultät einzubringen. Die Stadt 
Gießen stellte im Hinblick auf ihr wirtschaft-
liches Interesse die Stiftung einer Professur in 
Aussicht.48 Das Ministerium ließ sich auf diese 
Planungen aber nicht ein – vermutlich nicht nur 
deshalb, um den naturwissenschaftlich-biolo-
gischen Charakter der Hochschule nicht aufzu-
weichen, sondern vor allem, weil die Wirt-
schaftswissenschaften im hessischen Hoch-
schulsystem bereits an der Universität Frankfurt 
als ein Schwerpunkt ausgebildet waren.
III. Das Gesetz über die 
Justus-Liebig-Universität von 1957: 
Endlich wieder Universität!
1. Gießens Weg, den Universitätsrang zu erhal-
ten, setzte sich nach 1950 zunächst auf der 
Ebene von Symbolen fort. Die Wiederbelebung 
überkommener akademischer Riten, die An-
schaffung von Talaren für Rektor, Prorektor und 
Dekane: auf der Jahresfeier 1953 konnten sich 
erstmals wieder die Würdenträger der Hoch-
schule in vollem Ornat präsentieren einschließ-
lich der dem Rektor voranschreitenden Pedelle, 
gleichfalls in Talare gekleidet und die Universi-
täts-Zepter tragend. Ein Geschehen also, mit 
dem man die Rückkehr in den Kreis der Univer-
sitäten sinnfällig zu demonstrieren trachtete.49
2. Die anstehende 350-Jahr-Feier im Jahre 
1957 bot der Hochschule nun Gelegenheit, in 
einem auch vom Ministerium ausdrücklich er-
betenen Memorandum ihr Gesamtprogramm 
für die künftige Gestaltung der Justus-Lie-
big-Hochschule vorzulegen.50
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Rektor Horn drang darauf, „die unbedingt not-
wendige Abrundung der Justus-Liebig-Hoch-
schule zu einer Universitas neuer Art zu errei-
chen“.51 Das hieß, wie er gegenüber dem 
Hochschulbeirat betonte, „eine Universität, de-
ren Schwerpunkt nach den biologischen Wis-
senschaften ausgerichtet ist“ und „die sicher 
keine Restauration der alten Ludoviciana sein 
kann und will, die aber in ihrer Eigenart vorbild-
lich für die Entwicklung des Hochschulwesens 
in Deutschland überhaupt werden könnte“.52
Das Land stimmte dem inzwischen auch zu. 
Landtag und Regierung hielten „kleinere Uni-
versitäten mit bestimmter Aufgabenstellung in-
zwischen für unentbehrlich“, betonten immer 
wieder, dass es eine neue Universität zu grün-
den und nicht die alte Ludwigs-Universität zu 
restaurieren gelte. Kleinere Universitäten ver-
sprächen auch einen „engeren Kontakt von 
Studierenden und Lehrenden“. Eine solche 
Universität sei nun in Gießen entstanden, bei 
dem sich das naturwissenschaftliche Potential 
„als integrierender Bestandteil der Universitas 
noch umfassender und überzeugender“ zur 
Geltung gebracht habe. Die Landesregierung 
bekräftigte schließlich, „dass heute der Univer-
sitäts-Charakter schlechthin nicht mehr da-
durch zum Ausdruck kommt, dass die klas-
sischen Disziplinen vollständig vertreten sein 
müssen“. Darum versprach das Land nun die 
Verleihung des Universitätsranges.53
Konsens bestand von Anfang an auch in drei-
erlei Hinsicht: über die Beseitigung des sog. 
Schandparagraphen zulasten der Naturwissen-
schaften; darüber, die Medizin voll auszubauen 
und das vorklinische Studium in der Medizin 
wiedereinzuführen; schließlich darin, der Allge-
meinen Abteilung Fakultätsrang unter Ein-
schluss des Graduierungsrechtes zuzugeste-
hen.54 Kontrovers zwischen Hochschule und 
Land war hingegen das Ausmaß dessen, was 
zur fachlichen „Abrundung“ – unter dieser Pa-
role ﬁrmierte die Erweiterungsperspektive – ge-
schaffen werden sollte. Eine wirtschaftswissen-
schaftliche Fakultät lehnte Wiesbaden weiter-
hin ab. Landwirtschaftliche und Veterinärmedi-
zinische Fakultäten sollten maßvoll erweitert 
und die Geisteswissenschaften nur in begrenz-
tem Umfang ausgebaut werden. Rektor Horn 
mahnte darum die Hochschule insgesamt zu 
einem eher bescheidenen Vorgehen.55
3. So ganz bescheiden, wie von Rektor Horn 
gefordert, verhielt sich der vom Senat einge-
setzte Planungsausschuss durchaus nicht. Und 
ihm gehörten immerhin wichtige professorale 
Meinungsführer der Hochschule an, nämlich 
der Landwirt v. Boguslawski, der Physiker Han-
le, der Veterinärmediziner Horn, der Germanist 
Schmitt und der Mediziner Tonutti.
Im November 1955 forderten sie für den Fall, 
dass die pädagogische Akademie nach Gießen 
verlegt werde, den Aufbau einer vollständigen 
philosophischen Fakultät. Nicht weniger als 15 
geistes- und sozialwissenschaftliche Profes-
suren samt einer für Geographie wurden dazu 
für notwendig gehalten. Im Protokoll wird frei-
lich ausdrücklich betont, „daß das Abrun-
dungsprogramm der derzeitigen Justus-Lie-
big-Hochschule dadurch nicht beeinträchtigt 
werden darf“.56 Man darf dieses Tableau als ei-
nen Versuch werten, den vom Land zu entricht-
enden Preis für eine von ihm erwogene Integra-
tion der Volksschullehrerausbildung massiv in 
die Höhe zu treiben! Zur Integration der Lehr-
amtsausbildung kam es einstweilen allerdings 
noch nicht.
Das eigentliche Programm zur „Abrundung der 
Justus-Liebig-Hochschule“ vom Dezember 
1955, die man sich in Gießen für seine Entwick-
lung wünschte, nahm darüber hinaus zu ehr-
geizige, Wiesbaden gegenüber geradezu un-
verfroren anmutende, Züge an: Bedenkt man, 
dass die Hochschule 1956 insgesamt 53 Profes-
suren inklusive der Medizin zählte, nehmen sich 
die Forderungen nach acht Professuren für die 
naturwissenschaftliche Fakultät, sechs für die 
landwirtschaftliche Fakultät, neun für die vete-
rinärmedizinische Fakultät, zwei für die Akade-
mie für medizinische Forschung und Fortbil-
dung und für die vorgeschlagene neue Fakultät 
für Kultur- und Wirtschaftswissenschaften 
schließlich neun Professuren, also nicht weniger 
als 34 neue Professuren wie eine Provokation 
gegenüber Wiesbaden aus! Ein Ausbau um 
rund 64 %! Die unter dem Signum von „Ab-
rundung“ und „Bescheidenheit“ stehenden 
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on in die neue Naturwis-
senschaftlich-Philoso-
phische Fakultät. Wichtig 
war aus Gießener Sicht, 
diese Fakultät in zwei Ab-
teilungen gliedern zu dür-
fen, je eine für die Natur-
wissenschaften und eine 
für die Geisteswissenschaf-
ten mit je eigenen Dekanen 
und der Befugnis, je eigene 
Doktorgrade verleihen zu 
dürfen. All dem stimmte 
das Ministerium alsbald zu.
Keine Übereinstimmung 
gab es über die Regelungen 
zur staatlich geprägten 
Hochschulverwaltung und 
die Stellung des Kanzlers; 
Gießen war an einer Stär-
kung der Selbstverwaltung 
der Universität gelegen. 
Frau von Bila, Leiterin der 
Hochschulabteilung des 
Ministeriums, erläuterte im 
März 1957 dem Rektor, das 
Ministerium halte an der 
Universität als Einrichtung 
des Landes fest. Diese Fra-
ge stehe „im Augenblick 
nicht zur Diskussion“. Die 
Bestimmung zur Selbstver-
waltung sei nicht Gegen-
stand der Gesetzesänderung. Sie empfahl, ei-
nen Ausweg über die Auslegung der gesetz-
lichen Bestimmung des § 8 zu suchen und eine 
pragmatische Regelung „per Erlaß herbeizu-
führen“.59 Zum Abschied dankte Rektor Heinz 
Hungerland Frau von Bila, die ihm den Gesetz-
entwurf vorgestellt hatte, persönlich und aus-
drücklich „für die meisterhafte Ausarbeitung 
des Entwurfes“.60
Vor Beginn der Beratungen im Landtag hatte 
Frau von Bila im Mai 1957 den Rektor noch 
über eine Ergänzung des Gesetzentwurfes in § 
3 informiert. Danach wurden alle Fakultäten 
auf die Mission der neuartigen Universität, ih-
ren biologischen Schwerpunkt verpﬂichtet, sie 
sollten an diesen „gebunden sein“. Eine Klau-
Ausbauplanungen wischte zu Beginn des Jah-
res 1956 Ministerpräsident Zinn kurzerhand 
vom Tisch, was in Gießen auch niemanden ver-
wundern durfte. Die Hochschule arbeitete nun 
ein – angeblich – „minimales Sofortprogramm 
unter äußerster Beschränkung“ aus, so der Pla-
nungsausschuss,57 um am Ende immer noch ein 
Tableau von 18 neuen Professuren zu verlan-
gen.58 Immerhin, die medizinische Akademie 
hatte ihren Verzicht auf jedwede klinische Pro-
fessur erklärt. Der Ausbau der Allgemeinen Ab-
teilung sollte in sehr abgespeckter Form er-
folgen, was die Interessenlage und Kräftever-
hältnisse innerhalb der Hochschule widerspie-
gelte. Die Allgemeine Abteilung erhielt den ver-
sprochenen Fakultätsrang durch ihre Integrati-
Ministerialrätin Helene von Bila und Minister Hennig (rechts).
 (Foto: Bildarchiv von Universitätsbibliothek und Universitätsarchiv Gießen)
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2. Es ließ sich beobachten, dass alle wesent-
lichen weiteren konkreten Planungs- und Kon-
zeptvorschläge für die neue Hochschule vom 
Sozialkörper Universität/Hochschule und ihren 
Wissenschaftlern ausgingen. Dies ist ein empi-
rischer Beleg dafür, dass Wissenschaftsplanung 
sinnvoller Weise bottom up und in einem Rück-
kopplungsprozess Land/Hochschule erfolgt 
und so auch grundsätzlich angelegt werden 
sollte – etwas, was seit der Hochschulreform 
Ende der 90er Jahre explizit über einen Prozess 
der Zielvereinbarung auch gesetzlich anerkannt 
und verankert wurde. Das Land war im Falle 
Gießen im eigenen Interesse klug genug, aufs 
Engste mit den Verantwortlichen aus Gießen 
zusammen zu arbeiten und deren Vorstel-
lungen für ein hochschulisches Reformkonzept 
aufzugreifen.
3. In Gießen wurde 1950 erstmalig für Deutsch-
land der Typ einer Reformuniversität mit einem 
sel, die freilich, wie die parlamentarische Debat-
te dazu zeigt, nicht als Grenze individueller Wis-
senschaftsfreiheit, sondern als Aufforderung 
zur interdisziplinären Zusammenarbeit verstan-
den werden solle. Man hatte offenbar aus dem 
Fall Schopper gelernt.61
4. Am 26. Juni 1957 war es dann so weit: Der 
Landtag verabschiedete einstimmig das Gesetz 
über die Justus-Liebig-Universität in Gießen, es 
wurde am 2. Juli 1957 verkündet.62 Damit war 
das Gesetz rechtzeitig vor der 350-jährigen Ju-
biläumsfeier in Kraft gesetzt. Im Rahmen des 
akademischen Festaktes am 4. Juli 1957 gab 
Ministerpräsident Zinn den Beschluss des Lan-
des bekannt, die Justus-Liebig-Hochschule in 
eine Universität umzuwandeln und übergab 
dem Rektor eine Ausfertigung des Gesetzes. 
Damit war nach der besatzungsrechtlichen Ent-
scheidung, die Ludwigs-Universität nicht mehr 
wieder zu eröffnen, die Wiedergründung der 
Universität Gießen als neuartiger Reform-Uni-
versität abgeschlossen: Die zweite Gründung 
nach 1607.63
IV. Fazit und Ausblick: 
Das Aufgehen der biologisch- 
naturwissenschaftlichen Universität 
in die Volluniversität  
in den 60er Jahren
1. Die Nachkriegsentwicklung hat anschaulich 
die existenzielle Beziehung von Hochschulträ-
ger Land und individuellem, von Eigensinn ge-
prägtem Sozialkörper Hochschule hervortreten 
lassen. Für beide Seiten besteht stets die He-
rausforderung, die angemessene Rolle der 
Hochschule im Hochschulsystem des Landes zu 
ﬁnden und auszugestalten. Beide müssen dies 
jeweils mit bedenken. Hier vermochte sich der 
Realitätssinn der Gießener erfolgreicher als der-
jenige anderer hessischer Universitäten, die all-
zu selbstbezüglich nur ihre Interessen ver-
folgten, zu behaupten. Gießen hatte sich zu-
nächst an der übergeordneten Interessenlage 
des Landes mit seinen für Hessen einzigartigen 
Fächern, der Veterinärmedizin und Agrarwis-
senschaft, sowie auf die ﬁnanziellen Rahmen-
bedingungen konzentriert.
Prof. Heinz Hungerland (Mediziner)
(Foto: Bildarchiv von Universitätsbibliothek 
und Universitätsarchiv Gießen)
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ne einzige neue Volluniversität und organisierte 
die Lehramtsausbildung jenseits der Gymnasial-
lehrerausbildung als einziges Bundesland in 
Pädagogischen Hochschulen, entwickelte mit-
hin das ausdifferenzierteste Hochschulwesen in 
Deutschland.
4. Als nachhaltige und strategische Entwick-
lungslinien zwischen 1946 und 1957 lassen 
sich für die Universität Gießen identiﬁzieren:
– Der Erhalt und Ausbau der Agrarwissenschaft 
und Veterinärmedizin als den historisch be-
deutsamen Legitimitätskernen der Justus-Lie-
big-Universität, ergänzt um das neue Fach der 
Ernährungs- und Haushaltswissenschaften.
– Dazu trat die wieder komplett, insbesondere 
mit der Einrichtung des vorklinischen Studiums 
ausgebaute Medizin als dem größten strate-
gischen Anker für den Gießener Hochschul-
standort hinzu, der die Verleihung der Universi-
tätsbezeichnung bekräftigte.
– Die Osteuropa-Ausrichtung wurde zu einem 
fachlichen Schwerpunkt entwickelt.
– Es kündigte sich die strategische Rolle der 
Lehramtsausbildung für die Existenz der Natur- 
und Geisteswissenschaftlichen Fakultäten an.
5. Gießen hatte das Land vom Konzept einer 
neuartigen Reformuniversität zu überzeugen 
vermocht. Und Minister Stein hatte bei der Vor-
stellung des Gesetzes von 1950 bereits etwas 
überschwänglich Gießen attestiert, die „kom-
pletteste medizinisch-naturwissenschaftliche 
Hochschule“ der Bundesrepublik Deutschland 
zu besitzen.65 Im Vorfeld der Jubiläumsfeier von 
1957 hatte man sich in Gießen ausdrücklich 
auch zu diesem Konzept und seiner strate-
gischen Entwicklung bekannt und verpﬂichtet. 
Das Land zeichnete Gießen als neue Re-
form-Universität aus und hatte diese gar zum 
deutschlandweiten Vorbild ausgerufen. Rektor 
Hungerland hinderte dies bei seiner Jubiläums-
ansprache 1957 allerdings nicht, nun den 
„Aufbruch zum nächsten noch schöneren Gip-
fel“ auszurufen. Sein Nachfolger, der Biologe 
Ankel, beklagte in seiner Antrittsrede im De-
zember 1957 gar: „Wir sind Universität nur 
dem Namen nach“.66
wissenschaftlichen Schwerpunkt geschaffen 
und 1957 auch als Universität endlich durch 
das Land anerkannt. Es kam damit nicht mehr 
auf die Breite des Fächerangebots an, sondern 
auf die Bildung eines sinnvollen Fächerschwer-
punktes – für Gießen eben in den angewandten 
Biologien mit der Medizin, Veterinärmedizin, 
den Agrarwissenschaften und als Neuerung 
den Ernährungswissenschaften. Statt der Fä-
cherbreite galt es, dem Vorbild der technischen 
Hochschulen folgend, eine Vertiefung der wis-
senschaftlichen Arbeit durch die interdiszipli-
näre Verbindung der angewandten Biologien 
untereinander sowie ihrer engen Zusammenar-
beit mit den der Grundlagenforschung gewid-
meten Naturwissenschaften im Sinne der Tradi-
tion Liebigs zu suchen. Die Universität wurde so 
eine „naturwissenschaftlich-biologische Uni-
versität“.
Aus Landessicht bereicherte der neue Universi-
tätstypus in Gießen damit weit über die Auf-
rechterhaltung von Fächern, die an anderen 
Standorten in Hessen fehlten, hinausgehend das 
vorhandene Landeshochschulsystem mit den 
beiden klassisch geprägten Universitäten Mar-
burg und Frankfurt sowie der Technischen Hoch-
schule in Darmstadt. Mit Gießen ergriff das Land 
die Chance zu einer innovativen und modellbil-
denden Universitätsreform für (West-)Deutsch-
land nach dem 2. Weltkrieg; darum gab man die 
Traditionslinie zur Ludwigs-Universität preis. Ja 
man ging 1957 im Land so weit, die Einrichtung 
von Volluniversitäten aufgrund des erreichten 
Entwicklungsstandes in der Forschung für kaum 
mehr möglich zu halten – eine Übertreibung, 
wie nicht nur der spätere Ausbau der deutschen 
Hochschullandschaft seit den 60er Jahren, son-
dern gerade auch die weitere Entwicklung der 
Gießener Universität selbst beweist.
Indes, Gießen bot sich als Vorbild für andere 
Bundesländer an. Baden-Württemberg, eines 
der im Hochschulbereich erfolgreichsten Bun-
desländer, griff beispielsweise dieses Vorbild in 
den 60er Jahren mit den Gründungen von Kon-
stanz, Ulm64 und Mannheim als Schwerpunkt- 
Universitäten kreativ auf, bezog in den 80er Jah-
ren die Universität Hohenheim in dieses Konzept 
ein – schuf übrigens nach dem 2. Weltkrieg kei-
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deutschlandweit zu ihrem massiven Ausbau. 
Davon proﬁtierte auch Gießen. In den frühen 
60er Jahren wurde die Hochschule für Erzie-
hungswissenschaft zunächst an die Universität 
Gießen angegliedert, 1966 schließlich in sie in-
tegriert. Die sich daraus ergebenden strate-
gischen Möglichkeiten in der Universität waren 
zuvor allerdings sehr unterschiedlich einge-
schätzt worden: die meisten Geisteswissen-
schaftler hatten dies im Interesse eines Fächer-
ausbaus begrüßt, die Naturwissenschaftler hin-
gegen eher Skepsis geäußert, der Philosoph 
Blumenberg namens seiner Kollegen gar die In-
tegration der Lehramtsausbildung jenseits der 
Gymnasiallehrerausbildung zugunsten der 
Gründung von Pädagogischen Hochschulen 
kategorisch abgelehnt; das sechs Semester 
dauernde Lehramtsstudium galt nicht als wis-
senschaftliches Studium, damit als nicht kom-
patibel mit dem länger dauernden Universitäts-
studium; der Status der Lehramts-Studierenden 
als Nebenfächler ließ sie als potentiellen wis-
senschaftlichen Nachwuchs für die Professoren 
in den Hauptfächern praktisch ausfallen. Mit 
der Entscheidung zur Integration kam es 
schließlich – neben der Einführung von Didak-
tik-Professuren – zum entscheidenden Ausbau 
der geistes- und kulturwissenschaftlichen Fä-
cher sowie den Disziplinen Chemie, Biologie 
und Geograﬁe.67
Auch die Theologie zog, freilich nur für Zwecke 
der Lehramtsausbildung, wieder in die Univer-
sitätsmauern ein. Mit der Novelle des Gesetzes 
über die Justus-Liebig-Universität im Jahre 
1964 wurde der Fächerkanon, wie er für Voll- 
universitäten charakteristisch war und ist, 
durch die Einrichtung der weiteren Fakultäten 
für Recht und Wirtschaft sowie der Philosophie 
abgerundet; außerdem entﬁel die bisher beste-
hende Regelung, wonach die Universität in al-
len Fakultäten in Forschung und Lehre natur-
wissenschaftlich-biologisch bestimmt sei und 
damit den für die Reformcharakter wesent-
lichen Anspruch an Interdisziplinarität konkreti-
siert hatte – die Reformuniversität von 1957 
war so in der Volluniversität, die nicht mehr die 
wissenschaftliche Tiefe, sondern die Fächer-
breite betonte, aufgegangen.68
Die Repräsentanten der Universität gaben da-
mit frühzeitig zu erkennen, dass sie die (Wie-
der-)Gründung als Reformuniversität nur als 
Durchgangsstadium ansahen und das Ziel des 
neuen Gipfels die Rückkehr zur Volluniversität 
sein sollte. Dass Wiesbaden sich darüber irri-
tiert zeigen musste und Hungerland zum Rap-
port bat, konnte nach der Vorgeschichte kaum 
überraschen.
Waren die früheren Vorschläge aus der Univer-
sität, man wolle keine Restauration der alten 
Ludwigs-Universität, man suche – wie der Rek-
tor 1957 in einer Pressemitteilung zum Jubilä-
um erklärte – nicht die Breite der Fächer, son-
dern viel zeitgemäßer deren Vertiefung durch 
Schwerpunktbildung und Interdisziplinarität 
usw., nur taktischer Natur, also reine Lippenbe-
kenntnisse? Es scheint so. Die Reformgeschich-
te der Nachkriegszeit ﬁel schnell in Vergessen-
heit, ja sie wurde alsbald verdrängt und erst im 
Zuge der Vorbereitungen für das 400-jährige 
Jubiläum 2007 wieder entdeckt. Dies ﬁel mit 
der Ausschreibung der Exzellenzinitiative zu-
sammen, in der die Universitäten aufgefordert 
waren, ihre wissenschaftlichen Schwerpunkte 
und Proﬁle zu entwickeln und sich zu ihnen zu 
bekennen. Während sich die Justus-Liebig-Uni-
versität nun schnell auf einen ihrer Schwer-
punkte, nämlich auf den in den angewandten 
Biologien samt den mit ihnen kooperierenden 
Naturwissenschaften – nunmehr als Lebenswis-
senschaften bezeichnet – besann, war just in 
dieser Phase dem Land Hessen die Gießener 
Reformgeschichte aus dem Blick geraten: nur 
unter Aufbietung aller Kräfte konnte es aus 
Gießen daran gehindert werden, die Gießener 
Humanmedizin, einem aus dem herausra-
genden Teil der Gießener Lebenswissenschaf-
ten des früher vom Land selbst als „komplet-
tester medizinisch-naturwissenschaftlichen 
Hochschuleinrichtung“ gefeiert, zugunsten 
Marburgs entscheidend zu dezimieren, nur da-
durch konnte Gießen einen seiner großen Er-
folge in der Exzellenzinitiative sichern …
6. Freilich, eine Rückschau auf die Zeit seit En-
de der 50er Jahre lässt eine neue Dynamik in 
der Entwicklung der deutschen Hochschulland-
schaft erkennen. Ab den 60er Jahren kam es 
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5 Siehe hierzu Gesetzentwurf, Hessischer Landtag, III. 
Wahlperiode, Abteilung I, Drucksache Nr. 886, S. 2307:
„Die Justus-Liebig-Hochschule wird ganz bewußt von 
den Naturwissenschaften im weitesten Sinne in Verbin-
dung mit der Human-Medizin bestimmt, so daß die Er-
richtung einer Universität, die biologischen Charakter 
trägt, diese Eigenart hervorhebt und fortschrittlichen 
Neuerungen in Forschung und Lehre aufzeigt.“ Ferner 
Rektor Hungerland, Gegenwart und Zukunft der Gie-
ßener Hochschule. Ausführungen des Rektors der Ju-
stus-Liebig-Hochschule Professor Dr. Heinz Hungerland 
anläßlich der Sitzung des Kulturpolitischen Ausschusses 
des Hessischen Landtages vom 20. 7. 1956 in Gießen, in: 
Nachrichten der Gießener Hochschulgesellschaft, Bd. 
25, 1956, S.138 ff., 146, wonach die Justus-Liebig-Uni-
versität „in ihrer Eigenart vorbildlich für die Entwicklung 
des Hochschulwesens in Deutschland überhaupt werden 
könnte“.
6 S. hierzu Felschow et al., Anm. 1, S. 16 ff., dort zu 
Überlegungen „die Universität Gießen in eine bauern- 
und eine tierärztliche Hochschule“ umzuwandeln und 
„Frankfurt am Main (als) die Hauptuniversität in diesem 
Gebiet“ zu verankern, so Gauleiter Sprenger im Februar 
1934 gegenüber dem preußischen Kultusminister und 
späteren Reichsminister Rust, S. 17.
7 S. Felschow et al., Anm. 1, S. 24, zu entsprechenden 
Überlegungen im August 1940.
8 S. dazu Abg. Landgrebe, FDP, in: Hessischer Landtag, 
I. Wahlperiode, Abteilung III, Band 4, S. 2882; s. auch 
Clemens Heselhaus, in: Justus-Liebig-Universität Gießen, 
hrsg. vom Rektorat der Justus-Liebig-Universität zur 
Gründungsfreier 1967, o. J., S. 14.
9 S. dazu Hungerland, Anm. 5, S. 140 f.; Felschow et al., 
Anm. 1, S. 30 f., mit Bericht des Rektors der Ludwigs- 
Universität Gießen vom 14. Dezember 1944 an den 
Reichsstatthalter in Hessen über die Zerstörungen infol-
ge zweier Luftangriffe am 6. und 11. 12. 1944, 51 ff.; 
Peter Moraw, Kleine Geschichte der Universität Gießen, 
2. Auﬂage 1990, S. 224 f.
10 S. dazu Bericht des Rektors, Professor Bechert, vom 3. 
8. 1945 an die Regierung des Landes Hessen- Darm-
stadt, Hauptstaatsarchiv Wiesbaden, Abt. 504, Nr. 309a; 
Auszug aus einer Denkschrift zur Lage der Hochschulen 
in Hessen, o. Verf., S. 33 ff., 70 ff.; Schreiben des Rektors 
an die Deutsche Regierung des Staates Großhessen v. 
17. 10. 1945, in: Hauptstaatsarchiv Wiesbaden, Abt. 
504, Nr. 1049; s. auch Felschow et. al., Anm. 1, S. 41; 
Minister Stein hat den Bedarf an den Fächern Landwirt-
schaft und Veterinärmedizin mit Vertretern der amerika-
nischen Militäradministration am 12. 6. 1947 erörtert 
und diese von der neuen Hochschule überzeugt, Proto-
kollvermerk in: Hauptstaatsarchiv Wiesbaden, Abt. 504, 
Kultusministerium, Nr. 7621; s. ferner Bernd Hoffmann, 
Die Hochschule für Bodenkultur und Veterinärmedizin. 
Ein unverwechselbares Proﬁl sichert den Fortbestand der 
Universität, in: Panorama. 400 Jahre Universität Gießen, 
hrsg. im Auftrag des Präsidenten der Justus-Liebig-Uni-
versität Gießen von Horst Carl/Eva-Marie Felschow/Jür-
gen Reulecke/Volker Roelcke/Corinna Sargk, 2007, S. 
212 ff., 217 ff.
11 S. Felschow et al., Anm. 1, S. 38 ff., dort auch zum Fol-
genden. Zu den äußerst heftigen Auseinandersetzungen 
um die Schließung, bei der sich aus der Universitätsszene 
7. An diesen Befund lassen sich eine Reihe von 
Fragen anknüpfen, etwa: Wie hat sich die seit 
1950 auf den Weg gebrachte Reformuniversi-
tät mit ihren wissenschaftlichen Schwerpunk-
ten inhaltlich entwickelt? War der Reforman-
satz wissenschaftlich tragfähig und erfolg-
reich? Wie ging es mit den Schwerpunkten 
nach dem Ausbau zur Volluniversität 1964 wei-
ter? Wirkte die Reformidee, Schwerpunkte zu 
bilden und sie interdisziplinär zu verbinden, für 
andere Disziplinen modellbildend weiter? Ant-
worten auf diese Fragen bedürfen der Analyse 
der Leistungen der wissenschaftlichen Diszipli-
nen in Forschung und Lehre und ihrer Ermögli-
chungsbedingungen, die die speziﬁschen stra-
tegischen Entscheidungen von Land, Universi-
tät und Förderorganisationen einzubeziehen 
haben. Untersuchungen hierzu würden helfen, 
sowohl ein Stück Gießener Universitätsge-
schichte als Teil einer Landeshochschulge-
schichte als auch deren Strukturbildungen und 
Prägungen für gegenwärtige und künftige Ent-
wicklungen, seien sie förderlicher, seien sie 
hemmender Art, besser zu verstehen – gewiss 
eine lohnende Aufgabe.
Anmerkungen:
1 So 1946 bereits OB Dönges, der darin ausdrücklich 
auch die Medizin einbezogen hatte, Schreiben vom April 
1946 an den Darmstädter Regierungspräsidenten, 
Stadtarchiv Gießen Nr. 832, ferner Hauptstaatsarchiv 
Wiesbaden, Abt. 304, Nr. 1049; s. auch Eva-Marie Fels-
chow/Carsten C. Lind/Neill Busse, Krieg, Krise, Konsoli-
dierung. Die „zweite Gründung“ der Universität Gießen 
nach 1945, 2008, S. 67.
2 So Minister Dr. Erwin Stein, Drucksache Hessischer 
Landtag, I. Wahlperiode, Abteilung III, Band 4, 82. Sit-
zung vom 12. Juli 1950, S. 2880, „der Wunsch weiter 
Gießener Kreise …, die Bezeichnung ‚Universität‘ wieder 
(zu) erhalten“, habe sich nicht erfüllen lassen: „Nicht et-
wa deshalb, weil die Justus-Liebig-Hochschule in ihrem 
wissenschaftlichen Wert einer Universität nachstehen 
wird, sondern weil sie nach Lage der Dinge keine univer-
sitas litterarum sein soll und sein kann.“ Sie sei vielmehr 
eine „Spezialhochschule naturwissenschaftlich-medizi-
nischen Charakters … (und) ergänzt damit das Hoch-
schulwesen des Landes Hessen dort, wo die beiden Uni-
versitäten Marburg und Frankfurt in der Forschung und 
Lehre der Ergänzung bedürfen“.
3 S. dazu die Gesetzesbegründung, Hessischer Landtag, 
I. Wahlperiode, Abteilung I, Drucksache Nr.1531, S. 
2137 ff., 2140 unter 5.
4 Wolfang E. J. Weber, Geschichte der Europäischen 
Universität, 2002, S. 173 f., 193.
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20 Siehe die Erklärung Steins, wiedergegeben im Hess. 
Landtag, I. Wahlperiode, Anm. 19, S. 1959.
21 Schreiben der Landesmilitärregierung vom 11. August 
1948, zitiert in der Begründung zum Gesetzentwurf von 
1950, Hess. Landtag, I. Wahlperiode, Abteilung I, Band 
3, Drucksache Nr. 1531, S. 2137 ff., hier: 2141.
22 Wie Anm. 21, S. 2141
23 S. hierzu auch Minister Steins Schreiben an die Landes-
militärregierung v. 20. 1. 1948 betr. Antrag auf Geneh-
migung des Ausbaus der Justus-Liebig-Hochschule für 
Bodenkultur und Veterinärmedizin sowie die Gründung 
einer Medizinischen Akademie für ärztliche Forschung 
und Fortbildung in Giessen, S. 3 ff., in: Hauptstaatsarchiv 
Wiesbaden, Abt. 504, Kultusministerium, Nr. 7621; fer-
ner auch Felschow et al., Anm. 1, S. 67.
24 S. den Bericht von Dekan Hanle v. 25. 10. 1947 über 
ein Gespräch mit dem amerikanischen Universitätsofﬁ-
zier Prof. Becker am 24. 10. 1947 an Minister Stein, der 
empfahl, die Entwicklung der Gießener Physik darauf 
auszurichten, was „für die Hochschule notwendig sei“, 
und dabei anerkannte, dass die „physikalische Chemie 
… unzweifelhaft für die Landwirtschaft notwendig sei“, 
Unterlagen des Hauptstaatsarchivs, die digital auf CD 
vorliegen. S. ferner die von Dekan Hanle gezeichnete 
„Denkschrift der Naturwissenschaftlichen Fakultät der 
Liebig-Hochschule in Gießen v. 4. 10. 1947, vom Ge-
samtsenat gebilligt und dem Ministerium für Kultus und 
Unterricht am 7. 10. 1947 übersandt, in: Hauptstaatsar-
chiv Wiesbaden, Abt. 504, Kultusministerium, Nr. 1051, 
dort auch das Schreiben des Dekans Hanle v. 18. 7. 1947 
an den Minister Stein, wo er die Rolle der Naturwissen-
schaften für die THs mit ihrer Treiberfunktion, die über 
die Rolle von „Beifächern“ hinausgehe, herausstellte. 
Zur Bedeutung der Naturwissenschaften für die neue 
Hochschule s. auch E. Ullrich, Gießen und seine Universi-
tät, in: Gießener Anzeiger Nr. 1, Jg. 1949: „Ohne Bota-
nik und Zoologie, Physik und Chemie ist es unmöglich, 
auf der Höhe des wissenschaftlichen Fortschritts Land-
bauforschung und Veterinärmedizin zu betreiben.“
25 S. oben zu Anm. 3.
26 Stein, Hess. Landtag, I. Wahlperiode, Drucksachen Ab-
teilung 3 Band 4, Stenographisches Protokoll der 82. Sit-
zung v. 12. 7. 1950, S. 2880, und 84. Sitzung v. 23. 8. 
1950, S. 2925, sowie in der von Stein gezeichneten Be-
gründung des Gesetzentwurfes, Anm. 18, S. 2141 f.
27 S. Felschow et al., Anm. 1, S. 81 f.
28 S. hierzu das Schreiben der Rektoren der Hessischen 
wissenschaftlichen Hochschulen an den Hessischen Mi-
nister für Erziehung und Volksbildung v. 9. 10. 1950, ab-
gesandt am 27. 1. 1951, UAG Rektorakten Karton 4, de-
ren wesentliches Ziel es war, die Übertragung der gesetz-
lichen Regelungen auch auf ihre Universitäten zu verhin-
dern. Dort auch ihre für die Zeit nicht untypische Kritik 
an der Begrenzung der Selbstverwaltung durch den de-
mokratischen Gesetzgeber: die Rektoren hielten es „für 
unvertretbar, davon auszugehen, daß zu allen Zeiten ver-
fassungstreue Regierungen und verfassungstreue Mehr-
heiten am Ruder sind“, zugleich ein Dokument für die 
Verleugnung der eigenen historischen Verantwortung 
deutscher Universitäten und ihrer Mandarine (Fritz Rie-
ger), ihrer politischen Überheblichkeit gegenüber dem 
demokratischen Gesetzgeber, ihrer Selbstgerechtigkeit 
und Unbußfertigkeit! – Zum grundlegenden Streit um 
lediglich Frankfurt zurückgehalten hatte, s. den Bericht 
von Karl Bechert, Das Ende der Ludwigs-Universität, in: 
Justus-Liebig-Universität Gießen, hrsg. v. Rektorat der Ju-
stus-Liebig-Universität zur Gründungsfeier 1967, o. J., S. 
44 ff., Wiederabdruck aus der Deutschen Universitäts-
zeitung v. 28. 9. 1951; dazu auch Markus Bernhardt, 
Gießener Professoren zwischen Drittem Reich und Bun-
desrepublik. Ein Beitrag zur hessischen Hochschulge-
schichte, 1990, S. 47 ff.
12 S. dazu die Landtagsdebatte 1950, Hess. Landtag, I. 
Wahlperiode, Drucksache Abteilung 3, Band 4, Steno-
graphischer Bericht S. 2881 – Abg. Gumbel/SPD, S. 2923 
– Abg. Gaul/FDP, S. 2924 – Abg. Gumbel/SPD; s. ferner 
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62 GVBl 1957, S. 90.
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die Lage der Universität Giessen“ am 27. 10. 1945, Pro-
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